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Nachtrag zum Tagesordnungspunkt 2 „Befragung der Landesregierung gemäß § 45a GO 
LT“ in der 75. Sitzung des Landtages - Mitglied des Landtages Dorothea Frederking 
(BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

beigefügt übersende ich Ihnen die Antwort auf die Frage des Mitglieds des Landtages Dorothea 

Frederking (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) zum Tagesordnungspunkt 2 „Befragung der 

Landesregierung gemäß § 45a GO LT“ in der 75. Sitzung des Landtages von Sachsen-Anhalt 
am 24. Oktober 2024.

Mit freundlichen Grüßen

In Vertretung

Städter-Möbius
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Antwort der Landesregierung nach § 42a GO.LT auf eine Nachfrage in der Sitzung des 
Landtages zur schriftlichen Beantwortung
Mitglied des Landtages Dorothea Frederking (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nachtrag zum TOP 2 „Befragung der Landesregierung gemäß § 45a GO LT“

Antwort der Landesregierung
erstellt von der Staatskanzlei und Ministerium für Kultur

Vorbemerkung der Landesregierung:
Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben am 25. Oktober 2024 den 

Entwurf eines „Staatsvertrages zur Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
(Reformstaatsvertrag)“ beschlossen. Zu den offenen Fragen zu einem Finanzierungsmodell soll 
bei der nächsten Konferenz im Dezember 2024 ein Vorschlag vorliegen.

Frage
Welche konkreten preissekenden Wirkungen hat die Landesregierung angenommen, um 

ihre Position zu rechtfertigen, dass der Rundfunkbeitrag zum 1, Januar 2025 nicht zu 

erhöhen ist? Beziehungsweise: In welcher Form ist es aus der Sicht der 
Landesregierung realisierbar, dass mit den vorgelegten Reformvorschlägen auch 

tatsächlich Mittel in Höhe von 1,1 Milliarden € in vier Jahren eingespart werden können?

Antwort:
Die Zustimmung zum Entwurf des Reformstaatsvertrages ist mit der Erwartung verbunden, 

dass der Entwurf in seiner Gesamtheit dem Anspruch gerecht wird, die Rundfunkanstalten 

digitaler, schlanker und moderner aufzustellen. Erforderlich hierfür ist eine rasche und 

umfassende Umsetzung der Vorgaben durch die Rundfunkanstalten. Ferner erwartet die 

Landesregierung, dass die Rundfunkanstalten die heute schon möglichen Einspar- und 

Strukturoptimierungsmöglichkeiten nutzen und so einen eigenen Beitrag zur nachhaltigen 
Sicherung der gesellschaftlichen Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks erbringen. 
Eine abschließende Berechnung der Einsparungen bleibt dem Anmeldeverfahren bei der 

Kommission zur Ermittlung und Überprüfung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) 

vorbehalten. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass nach dem 24. KEF-Bericht die in der 

ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten in den Jahren 2025 bis 2028 zur 

Erfüllung ihres Auftrages über Erträge und Eigenmittel in Höhe von rd. 28,6 Mrd. € verfügen 
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können. Dem ZDF stehen in diesem Zeitraum rd. 10,5 Mrd. € und dem Deutschlandradio

1,1 Mrd. € zur Auftragserfüllung zur Verfügung. Die Beratung über die künftige Finanzierung 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Kreis der Regierungschefinnen und Regierungschefs 
ist zudem nicht abgeschlossen und eng mit einer Entscheidung über das weitere 
Finanzierungsverfahren verbunden.


